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Im erbitterten Rennen um immer neue 
bi-regionale und multilaterale Freihan-
delsabkommen, das sich USA und EU 
derzeit weltweit liefern, strebt die EU 
an, noch dieses Jahr einen besonders 
„dicken Fisch“ an Land zu ziehen: Das 
EU-MERCOSUR-Abkommen. Dieses 
Freihandelsabkommen zwischen der EU 
und den MERCOSUR-Ländern1 befi n-
det sich gerade in der sogenannten For-
derungs- und Angebotsphase. Auf dem 
3. EU-Lateinamerika-Gipfel Ende Mai 
2004 im mexikanischen Guadalajara 
wurde sich darauf geeinigt, die ange-
strebte „Strategische Partnerschaft“ zwi-
schen Lateinamerika und der EU noch im 
Oktober 2004 durch den Abschluss des 
EU-MERCOSUR-Abkommens in eine 
Form zu gießen. Auf diese Weise erhofft 
sich die EU noch vor der nächsten Ver-
handlungsrunde (2005) des maßgeblich 
von der USA vorangetriebenen Gesamt-
amerikanischen Freihandelsabkommens 
Free Trade Area of the Americas (FTAA) 
eigene Fakten zu schaffen. Ziel ist es, 
schrittweise eine gemeinsame Freihan-
delszone zwischen EU und den MER-
COSUR-Ländern einzuführen.  Gewinner 
wäre in diesem Falle die europäische 
Exportwirtschaft, allen voran spanische 
und deutsche Unternehmen. Die Spitze 
der in die MERCOSUR-Region expor-
tierenden Länder Europas bildet schon 
jetzt Deutschland. Dessen Lobbyisten aus 
Industrie und Wirtschaft, wie der Bundes-
verband der Deutschen Industrie (BDI), 
treiben die Verhandlungen im eigenen 
Interesse voran. Zusammengeschlossen 
haben sich auch deutsche Unternehmen 
im 1998 gegründeten Mercosur European 
Business Forum (MEBF), einer Lob-
bygruppe, die vor allem die Interessen 
der Industrie im Auge hat und der z.B. 
VW, Siemens, BASF, sowie  Telefónica, 
Endesa und Respol aus Spanien, aber 
auch Danone, Vivendi, Suez Carrefour 
aus Frankreich angehören.2

„Die Interessen der EU und ihrer 
transnationalen Konzerne sind vielfäl-
tig: verbesserter Marktzugang, natür-
liche Ressourcen und die Biodiversität 
der Länder des MERCOSUR sowie eine 

Sicherung des wirtschaftlichen und politi-
schen Einfl usses in der Region, der durch 
die Schaffung einer möglichen paname-
rikanischen Freihandelszone (FTAA) 
bedroht ist.“3

Auf der anderen Seite des Atlantiks sind 
es vor allem die Großgrundbesitzerlobby 
und Unternehmen aus Agrarindustrie und 
Gentechnologie, die sich eine Verbesse-
rung ihrer Absatzchancen versprechen: 
„Die Lobbyisten der Agrarexporteure 
sprechen sich für den umfassenden 
Abschluss eines Freihandelsabkommens 
mit der Europäischen Union aus, unter 
Beachtung der Kürzung aller ´marktver-
zerrenden´ Agrarsubventionen seitens 
der Europäischen Union.“4  Forderungen, 
die auch im Deutschen Bundestag gerne 
wiedergegeben werden: „Die Reform der 
Gemeinsamen Agrarpolitik gehört zu den 
vorrangigen Zielen der EU-Politik der 
Bundesregierung“, denn „die lateiname-
rikanischen Länder fordern einen besse-
ren Zugang ihrer Agrarprodukte auf den 
europäischen Märkten und sie haben 
Recht mit dieser Forderung.“5

„Global denken heißt alle Weltteile zu 
beobachten“

Als einer der größten Wirtschaftsräume 
und Freihandelszonen der Welt, gilt der 
MERCOSUR seit jeher als interessanter 
und wichtiger Handelspartner der EU. 
Schon jetzt ist die EU – nicht die USA 
– der größte Handelspartner des seit 1991 
bestehenden MERCOSUR. Auf sie ent-
fi elen im vergangenen Jahr 25% des Han-
delsvolumen der MERCOSUR-Länder.6 
Die ersten Verhandlungen zum EU-
MERCOSUR-Abkommen wurden 1999 
einberufen. Mittlerweile haben 10 Ver-
handlungsrunden stattgefunden und laut 
Fahrplan der EU soll noch im Oktober 
2004 über das EU-MERCOSUR-Abkom-
men auf Ministerebene abgestimmt 
werden. Es gilt sich zu beeilen. Bereits im 
Mai 2001 mahnte Georg Boomgaarden, 
Beauftragter für Lateinamerikapolitik im 
Auswärtigen Amt:  „Die Wirtschaft des 
MERCOSUR ist heute noch stärker auf 
Europa ausgerichtet als auf die USA.  
Wenn die deutsche und europäische Wirt-
schaft allerdings nicht aufpasst, kann 

sich das mit Verwirklichung der für 2005 
geplanten panamerikanischen Freihan-
delszone FTAA/ALCA schnell ändern. Ein 
Markt wie der MERCOSUR mit einem 
größeren Sozialprodukt als das Chinas, 
ein Markt, in dem Europa traditionell 
sehr gut positioniert ist, braucht mehr 
Aufmerksamkeit. Global denken, heißt 
auch, alle Weltteile zu beobachten und 
nicht nur diejenigen, die gerade in Mode 
sind.“7

Und, ,,wenn die ‚Free Trade Area of 
the Americas‘ früher zu Stande kommt 
als unser Freihandelsabkommen mit den 
Ländern des MERCOSUR, könnten wir 
empfi ndliche Einbußen haben“, fürchtet 
auch Ludwig-Georg Braun, Präsident des 
Deutschen Industrie- und Handelskam-
mertages und Vorsitzender der Lateiname-
rika-Initiative der deutschen Wirtschaft.8

Ist mit den EU-MERCOSUR-Verhand-
lungen ein wichtiger Teil Südamerikas an 
bilaterale Abkommen geknüpft, hat die 
EU durch andere Kooperationsverträge 
den Handel auch mit weiteren latein-
amerikanischen Märkten liberalisiert. 
Besonderes Kennzeichen dieser soge-
nannten „Abkommen der 2. Generation“ 
sind eine Verbindung der bisherigen Pro-
gramme der Wirtschaftsförderung mit 
politischen Inhalten, wie „Menschen-
rechten“, „Demokratisierung“ und „good 
governance“, sowie entwicklungspoliti-
schen Zielsetzungen, wie beispielsweise 
„Armutsbekämpfung“ und „nachhaltiger 
Entwicklung“.  Der „Idealtypus“ dieser 
neuen Generation von Handelsabkom-
men beinhaltet neben einer „Instituti-
onalisierung des politischen Dialogs 
über die Wahrung der Menschenrechte 
und demokratischer Prinzipien“ auch 
die Schaffung „einer WTO-kompatiblen 
Freihandelszone (...) einschließlich einer 
graduellen Liberalisierung im Agrar- und 
Dienstleistungssektor, die Liberalisie-
rung der geistigen Eigentumsrechte, der 
Finanzkapitalbewegungen und des öffent-
lichen Beschaffungswesens.“9

Zu folgenden Wirtschaftsräumen bzw. 
Staaten Lateinamerikas regeln bereits 
heute Abkommen die Handelsbeziehun-
gen zwischen der EU und Lateinamerika: 
Andengemeinschaft, Zentralamerika, 
Chile und Mexiko. Außerdem ist die EU 
mit den karibischen Staaten vor allem 
durch das sogenannte AKP-Vertragswerk 
Lomé IV und sein Nachfolgeabkommen 
Cotonou, verbunden. 

Das 1993 abgeschlossene Kooperations-
abkommen zwischen EU und der Anden-
gemeinschaft bildete die Grundlage für 
ein am 15. Dezember 2003 in Rom unter-
zeichnetes Abkommen, welches als mit-
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telfristige Perspektive die Errichtung einer 
bi-regionalen Freihandelszone enthält. 
Ebenfalls am 15. Dezember 2003 in Rom 
unterzeichnet, wurde das Abkommen zwi-
schen der EU und dem Wirtschaftsblock 
Zentralamerikas, zu dem Costa Rica, El 
Salvador, Guatemala, Honduras, Nicara-
gua und Panama zählen. Dieses wurde auf 
der Grundlage eines 1999 in Kraft getre-
tenen Rahmenabkommens anlässlich des 
zweiten Gipfeltreffens der EU mit den 
Staaten Lateinamerikas in Madrid (2002) 
vereinbart. 

Die EU-Mitgliedstaaten, die EU-Kom-
mission und Chile haben im Vorfeld des 
zweiten EU-Lateinamerika Gipfels ein 
Assoziationsabkommen ausgearbeitet, 
das im November 2002 unterzeichnet 
wurde. Es ist nach Angaben der EU-Kom-
mission derzeit das umfassendste Abkom-
men mit einem Drittstaat. Kernbestandteil 
ist die Errichtung einer Freihandelszone 
EU-Chile innerhalb von 10 Jahren nach 
dem Inkrafttreten des Abkommens. Dabei 
schließt es „die progressive Liberalisie-
rung von Handel und Dienstleistungen, 
den politischen und kulturellen Dialog 
sowie praktisch alle Bereiche der wirt-
schaftlichen und wissenschaftlichen 
Zusammenarbeit“10 mit ein.

Zwischen der EU und Mexiko ist am 
01.07.2000 ein Freihandelsabkommen 
in Kraft getreten. Dieses erfasst 95% des 
derzeitigen Warenhandels und sieht die 

weitgehende Beseitigung aller Diskrimi-
nierungen im Dienstleistungsverkehr vor. 
Die schrittweise Umsetzung der Zollfrei-
heit für alle gewerblichen Waren soll bis 
2007 erfolgen. Das sogenannte Global-
abkommen, beschlossen 1997, in Kraft 
getreten im Oktober 2000, bildet die 
Grundlage der Beziehungen zwischen der 
EU und Mexiko. Entsprechend dem „Ide-
altypus“ der Abkommen Zweiter Gene-
ration wird auch in diesem in Artikel 1 
feierlich die sogenannte Menschenrechts- 
und Demokratieklausel erklärt:

„Durch den Respekt 
für demokratische 
Prinzipien und die 
in der Universellen 
Menschenrechtser-
klärung festgeschrie-
benen Menschenrechte, 
unterstreichen beide 
Vertragspartner ihre 
politischen Bestre-
bungen und die 
wesentlichen Ele-
mente dieses Abkom-
mens.“ 11

Dass im Paragra-
phen 1 des Vertrages 
mit der EU die Ach-
tung von Demokratie 
und Menschenrechten 
festgeschrieben ist, 
kommentiert Alberto 
Arroyo, Vertreter des 
freihandelskritischen 
Netzwerks RMALC 
aus Mexiko-Stadt so: 
“Der einzig ausgear-
beitete Teil widmet 
sich dem Freihandel. 
Was den politischen 

Dialog und die Menschenrechte betrifft, 
sind nicht einmal Kontrollmechanismen 
festgelegt worden.“12 

Freihandel? - Ausbeutung!
Noch vor Inkrafttreten des Freihan-

delsabkommens äußerte Alfonso Moro 
vom Netzwerk gegen Freihandel seine 
Befürchtungen darüber, wer die eigent-
lichen Profi teure des Abkommens sein 
werden: „Der Anteil mexikanischer Pro-
dukte, welche auf dem europäischen 
Markt konkurrieren können, ist sehr klein. 
Dazu kommt, dass von den zehn wichtig-
sten Exportprodukten Mexikos in die EU, 
sieben von europäischen Unternehmen in 
Mexiko hergestellt werden.“ Letztlich pro-
fi tieren daher hauptsächlich europäische 
Unternehmen von der Handelsöffnung, 
ähnlich wie US-Konzerne vom Norda-
merikanischen Freihandelsabkommen 

NAFTA begünstigt wurden. Dieses, seit 
gut 10 Jahren bestehende Freihandels-
abkommen zwischen den USA, Kanada 
und Mexiko hat gerade in Mexiko zu  
verschärften sozialen Spannungen und 
gewachsener Armut geführt. 

Auch im restlichen Lateinamerika haben 
20 Jahre neoliberaler Umbau durch Privati-
sierung von Dienstleistungsunternehmen, 
Liberalisierung der Handelsbeziehungen 
und Deregulierung der Märkte die Verar-
mung weiter Bevölkerungsteile vorange-
trieben. Die Ergebnisse sind verheerend: 
Mehr als die Hälfte der 400 Millionen 
LateinamerikanerInnen können ihre 
Grundbedürfnisse nicht befriedigen. Fast 
91 Millionen Menschen in Lateinamerika 
fi elen in den letzten 20 Jahren unter die 
Armutsgrenze. Allein in den vergange-
nen sechs Jahren waren es 23 Millionen 

LateinamerikanerInnen, die aus der sozi-
alen Schicht der Mittelklasse in die der 
Armut gerieten.13 „Lateinamerika und 
die Karibik ist eine der Regionen mit der 
größten sozialen Ungleichheit weltweit“, 
wie David de Ferranti, Vizepräsident der 
Weltbank für Lateinamerika und die Kari-
bik den hauseigenen Report „Inequality in 
Latin America & the Caribbean: Breaking 
with History?“ zusammenfasst. Weiter 
führt er aus, „dass Lateinamerika eine 
hochgradige Ungerechtigkeit in Bezug 
auf Einkommen, dem Zugang zu Bildung, 
Gesundheitsversorgung, Trinkwasser und 
Elektrizität aufweist.“ 14 Der Bericht kam 
zu dem Ergebnis, dass fast die Hälfte 
(48%) des in Lateinamerika erbrachten 
Einkommens vom reichsten Zehntel der 
Bevölkerung und dagegen vom ärmsten 
Zehntel der Bevölkerung gerade mal 
1,6 % erzielt werden. Darüber hinaus 
belegt der Report eine weiter anhaltende 
Ungleichheit zwischen der „weißen“ und 
indigenen Bevölkerung Lateinamerikas 
in Bezug auf Bereiche wie Einkommens-
höhe, Bildungschancen, Zugang zu Infra-
struktureinrichtungen u.a. 

Der Co-Autor der Weltbank-Studie und 
Chef-Ökonom der Weltbank für Latein-
amerika und die Karibik, Guillermo 
Peryy, benennt eine grundlegende „insti-
tutionelle Reform“ als den Schlüsselfaktor 

Letztlich profitieren daher 
hauptsächlich europäische 
Unternehmen von der 
Handelsöffnung, ähnlich 
wie US-Konzerne vom 
Nordamerikanischen Frei-
handelsabkommen NAFTA 
begünstigt wurden.
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für eine Veränderung der Ungerechtigkeit 
in Lateinamerika. Dafür sei es notwendig, 
dass zivilgesellschaftliche Kräfte mehr 
Einfl uss in den politischen und sozialen 
Institutionen bekommen. Um solche Ein-
fl ussnahme zu erreichen, „müssen diese 
Institutionen völlig offen, transparent, 
demokratisch und partizipativ“15 gestaltet 
werden.  

Diesen Erfordernissen kommen die 
bisherigen bi-regionalen Verträge und 
Handelsabkommen zwischen EU und 
lateinamerikanischen Ländern jedoch 
nicht nach. Klaus Schilder (WEED) 
befürchtet, „dass die EU Menschen-
rechts- und Demokratiefragen nicht zum 
zentralen Anliegen der Abkommen macht, 
sondern vielmehr ihren wirtschaftlichen 
Freihandelsinteressen unterordnet. Prak-
tisch nicht vorhanden sind in fast allen 
EU-Abkommen Hinweise auf die Einbe-
ziehung zivilgesellschaftlicher Gruppen 
in einen strukturierten und umfassenden 
Dialogprozess.“16

Auch wenn sich die europäischen Ver-
handlungsführer im weltweiten Poker um 
Märkte von den US-amerikanischen Ver-
tretern dadurch unterscheiden, dass sie 
kompensatorische Maßnahmen in Form 
von Entwicklungs- und Hilfsprogrammen 
zum Aufbau gesunder Sozialstrukturen 
unerlässlich halten und bemerken, dass 
wirtschaftliche Öffnung nicht automatisch 
zu Entwicklung führe, ist das angestrebte 
Entwicklungsmodell das gleiche: Das 
neoliberale Paradigma, das die Entwick-
lung in einen engen Zusammenhang mit 
dem Freihandel stellt.  Völlig ignoriert 
wird dabei die Bedeutung der strukturel-
len Asymmetrie der an den Abkommen 
beteiligten Volkswirtschaften. 

So fällt das Urteil des Netzwerks gegen 
Freihandel RMALC entsprechend hart 
aus: „Europa ist ein Imperium und führt 
sich hier genauso auf wie die USA.“17
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